
Eine BilanzbroschŸre anlŠsslich
der einjŠhrigen Regierungszeit von
Rot-Rot-GrŸn in ThŸringen hat jetzt
die Fraktion DIE LINKE im ThŸringer
Landtag herausgegeben. Der Titel
lautet ãWir machenÕs gerecht Ð Ein
Jahr #r2gÒ. †ber das bisher Erreich-
te sowie die weiteren Aufgaben be-
richten die Arbeitskreise der Frakti-
on (einen Einblick dazu auf den Sei-
ten 12 und 13 dieses Parlamentsre-
ports). Im Serviceteil Þnden sich In-
formationen zur Fraktionsstruktur
sowie Kontaktdaten der Abgeordne-
ten Ð einschlie§lich ihrer Wahlkreis-
bŸros Ð und der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter.

Im Vorwort der BroschŸre hei§t es:
ãDie Wahl von Bodo Ramelow zum er-
sten linken MinisterprŠsidenten
Deutschlands und die Bildung der rot-
rot-grŸnen (#r2g) Landesregierung war
ein politischer Meilenstein. Unser Ziel:
eine soziale, demokratische und školo-
gische Politik. Im ersten Jahr haben wir
schon eine Reihe von Versprechen ein-
gelšst Ñ einige Beispiele: Mehr neue
Lehrerinnen und Lehrer kommen an
die Schulen, fŸr Angestelle und Arbei-
terInnen gib es mit dem Bildungsfrei-
stellungsgesetz endlich zusŠtzliche Bil-
dungsmšglichkeiten, etwa 1.000 Stel-
len fŸr Langzeiterwerbslose haben wir
gescha! en, Mitbestimmung wurde
durch die Absenkung des Wahlalters
bei Kommunalwahlen auf 16 Jahre ge-
stŠrkt, der Skandal-Verfassungsschutz
wurde an die kurze Leine gelegt, die

Selbstbedienung aus Fraktionskassen
fŸr einzelne Abgeordnete wurde been-
det, weitere AufklŠrung zum Rechtster-
rorismus eingeleitet, der 8. Mai als Tag
der Befreiung vom Nationalsozialismus
zum gesetzlichen Gedenktag gemacht,
den Kommunen mehr Geld zur ErfŸl-
lung ihrer Aufgaben zugewiesen und
sozialer Wohnungsbau gestŠrkt.

Am 14. September 2014 haben die
WŠhlerinnen und WŠhler DIE LINKE mit
28,2 Prozent der Stimmen wieder als
zweitstŠrkste Kraft in den Landtag ge-
schickt. 28 Abgeordnete streiten nun
fŸr die Interessen der Menschen in
ThŸringen. DIE LINKE ist in dieser Ko-

Menschen in den ostdeutschen Bun-
deslŠndern. Auch 25 Jahre nach der
Vereinigung braucht der Osten eine
starke Stimme, die bundesweit Gehšr
Þndet. Mit Bodo Ramelow haben wir ei-
nen MinisterprŠsidenten, der glaub-
wŸrdig fŸr unsere Interessen und ge-
gen Benachteiligungen streitet.Ò

Einleitend schreibt die Fraktionsvor-
sitzende Susanne Hennig-Wellsow:
ã#r2g fasst mit frischer Kraft an, was
die CDU viel zu lange liegen gelassen
hat. Wir schieben die dringend nštige
Verwaltungs-, Kommunal- und Gebiets-
reform an. Wir prŸfen, wie ThŸringen
endlich aus dem von der CDU-Regie-

Die Fraktionsvorsitzende der LIN-
KEN hatte gegenŸber den Landesjour-
nalisten betont, dass Rot-Rot-GrŸn im
Doppelhaushalt deutliche Schwer-
punkte setzt. Sie verwies auf die zu-
sŠtzlichen Mittel fŸr die Aufnahme und
Integration  der FlŸchtlinge in ThŸrin-
gen, auf die verstŠrkte Einstellung von
Lehrerinnen und Lehrern, auf den Stel-
lenabbaustopp bei der Polizei, auf die
Tarifsteigerung fŸr Beamte oder auf
den sozialen Wohnungsbau.  Die Koali-
tionsfraktionen haben sich auf eine
Reihe von €nderungsantrŠgen verstŠn-
digt. So informierte der hochschulpoli-
tische Sprecher der Linksfraktion Chri-
stian Schaft, Ÿber Nachbesserungen
bei der Finanzierung des ThŸringer
Studentenwerks und den Haushalts-
mitteln zur Sanierung von Mensen. 

baut hat.Ò Dies lie§e sich mit Gegenan-
trŠgen der Opposition nicht reparieren,
so die CDU-BegrŸndung gegenŸber der
verblŸ! ten …! entlichkeit.

Der haushaltspolitische Sprecher
der Linksfraktion, Mike Huster, hatte
erklŠrt: ãEine Opposition, die nur pau-
schal kritisiert, aber keinen einzigen
konkreten €nderungsvorschlag unter-
breitet, versagt in der Kšnigsdisziplin
des Parlamentarismus.Ò Damit o! en-
bare der Fraktionsvorsitzende der CDU
eine ãunfassbare konzeptions- und in-
haltslose Ideologie und eine schwache,
sehr schwache OppositionÒ. Die Total-
verweigerung der Fraktion von Mike
Mohring bei der Beratung des Landes-
haushalts sei eine Zumutung fŸr den
Landtag in einer demokratisch verfass-
ten Gesellschaft.

Wenn jetzt am 17. und 18. De-
zember abschlie§end Ÿber den
Landeshaushalt 2016/ 17 im ThŸ-
ringer Landtag beraten wird, wird
es keine €nderungsantrŠge der
CDU-Oppositionsfraktion geben. 

FŸr die Vorsitzende der Fraktion
DIE LINKE, Susanne Hennig-Well-
sow, eine ãdeutliche BankrotterklŠ-
rungÒ. Die CDU ãsitzt auf der Couch
und nšltÒ, sagte sie, nachdem Mike
Mohring in der Landespressekonfe-
renz vor der Landtagssitzung Rot-
Rot-GrŸn scharf angegri! en hatte.

Der CDU-Fraktionschef hatte der
ThŸringer Koalition vorgeworfen, sie
blŠhe den Haushalt unverantwort-
lich auf und mache das Land kaputt.
Wšrtlich sagte er, ãdie Landesregie-
rung ruiniert, was die CDU aufge-

Soziale, demokratische 
und škologische Pol i tik

Die CDU ãsitzt auf der Couch und nšltÒ

Es ist nicht nachvollziehbar, aus
welchem Grund die CDU-gefŸhrten
Regionalen Planungsgemeinschaf-
ten (RPG) eine eigene Studie zur
Windkraftnutzung in ThŸringen in
Auftrag geben. Die letzte Landesre-
gierung hatte dazu bereits im Okto-
ber 2013 die Dšpel Landschaftspla-
nung aus Gšttingen beauftragt. Die
Studie wurde im Februar fertigge-
stellt und den Regionalen Planungs-
gemeinschaften am 22. April als
Grundlage fŸr die TeilplŠne Wind
Ÿbergeben, eine ErgŠnzung im No-
vember mit Gebieten in ThŸringen,
die von der ersten Studie nicht er-
fasst wurden. Generell sind der
Stand der technischen Entwicklung
und die aktuelle Rechtsprechung zu
harten und weichen Standortfakto-
ren berŸcksichtigt worden, ebenfalls
die mšglichen Strommengen und
die neuesten Entwicklungen beim
Erneuerbaren Energien Gesetz
(EEG). So wurden die GunstrŠume
ergebniso! en danach ermittelt, wo
ein ausreichendes Windpotential ab
5,9 m/ s in 140 Meter Nabenhšhe
vorhanden ist. Die BegrŸndung der
RPG fŸr die Studie geht daher fehl,
wenn lediglich auf eine Nabenhšhe
von 100 Meter verwiesen und argu-
mentiert wird, dass damit den neue-
sten technischen Entwicklungen
nicht Rechnung getragen wird.

Ich bin der †berzeugung, auch
aus meiner Erfahrung als BŸrgermei-
ster von Hildburghausen, wo ich 18
Jahre in der RPG SŸdwestthŸringen
mitgearbeitet habe, dass die Regio-
nalen Planungsgemeinschaften
Steuergelder in Hšhe von 80.000
Euro verschwenden. Hintergrund
dieser unsinnigen Beauftragung ist
o! enbar die ideologische CDU-Dis-
kussion gegen die Windkraft in ThŸ-
ringen. Infolge der gerichtlichen Au-
§erkraftsetzung der TeilplŠne Wind
in Ost- und MittelthŸringen ist es
aber nun notwendig, dass die be-
tro! enen RPG und ihre PrŠsidenten
(CDU-MandatstrŠger) handeln, um
eine ãVerspargelungÒ der Land-
schaften zu verhindern. Hier auf Zeit
zu spielen, ist der falsche Weg, da
mit laufenden Genehmigungsverfah-
ren, entsprechend der Rechtslage,
Windkraftanlagen auch au§erhalb
der vorgesehenen Vorranggebiete
entstehen kšnnen. Die Firma Dšpel
Landschaftsplanung arbeitete be-
reits seit 1996 fŸr die CDU-gefŸhr-
ten Landesregierungen an der Po-
tentialermittlung von Windenergie in
ThŸringen, warum gerade jetzt die
CDU an der Fach- und Sachkompe-
tenz der Firma zweifelt, kann sach-
lich nicht nachvollzogen werden.

Keine ãVerspargelungÒ

von Steffen Harzer

Linksfraktion hat Bilanz ihrer Arbeit in einem Jahr Rot-Rot-GrŸn in ThŸringen vorgelegt
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alition die starke Stimme fŸr soziale
Gerechtigkeit, fŸr gute Arbeit und gute
Bildung Ñ und zwar fŸr alle Menschen!
Wir stehen fŸr einen ausgewogenen
Ausgleich von Sozialem und …kologie,
fŸr eine humane FlŸchtlingspolitik und
gegen Neonazismus sowie fŸr eine
friedliche Politik Ñ wichtiger denn je,
wo Kriege wieder nŠher rŸcken. Und
DIE LINKE ist auch die Stimme der

mit Almosen abgespeist wird.
Egal, ob in der Opposition im Parla-

ment, vor Ort in der Kommune, ge-
meinsam mit den sozialen Bewegun-
gen, Gewerkschaften und VerbŠnden
auf der Stra§e oder nun in Verantwor-
tung in der Landesregierung Ð unser
Versprechen gilt: Wir machenÕs ge-
recht!Ò

rung geschlossenen
Knebelvertrag mit dem
Bergbaukonzern K+S
und der Treuhand her-
auskommt, um nicht wei-
ter Jahr fŸr Jahr Millio-
nensummen zahlen zu
mŸssen. Und wir streiten
dafŸr, dass ThŸringen ein
gerechtes StŸck vom Ku-
chen der Gelder und Ar-
beitsplŠtze des MDR be-
kommt und nicht weiter



ãSchŸler- und Auszubildendentik-
ket zŸgig einfŸhren Ð Jugendliche
und Eltern entlastenÒ, so lautete ein
Beschluss Ð getragen von den Frak-
tionen der Koalit ion und der CDU! Ð,
den der Landtag am 26. November
gefasst hat. In der Debatte hatte die
Ministerin fŸr Infrastruktur und
Landwirtschaft, Birgit Keller (LIN-
KE), darauf hingewiesen, dass
SchŸler und Auszubildende mit dem
…PNV (…! entlichen Personennah-
verkehr) ãbereits jetzt thŸringen-
weit preiswerter fahren. Wenn sie
Wochen-, Monats- oder Jahreskar-
ten erwerben, erhalten sie 25 Pro-
zent Rabatt gegenŸber den Jeder-
mannpreisen. Diese Mindereinnah-
me gleicht das Land den Verkehrs-
unternehmen ausÒ.

Da die Realisierung eines thŸringen-
weiten Azubitickets noch etwas Zeit in
Anspruch nehmen werde, ãum aber
kurzfristig Abhilfe scha! en zu kšnnenÒ,
wies die Ministerin auf die Richtlinie
Ÿber ZuschŸsse an BerufsschŸler hin.
Danach kšnnen ãnicht nur Fahrtkosten
erstattet, sondern auch ZuschŸsse fŸr
Unterbringung und Verpßegung, und
das an einen zukŸnftig erweiterten
Kreis von Anspruchsberechtigten, ge-
wŠhrt werden. Eine €nderung der
Richtlinie mit Wirkung ab dem Jahr
2016 ist bereits vorbereitet. Geplant
ist, den Kreis der Anspruchsberechtig-
ten erheblich zu erweiternÒ.

Die ausbildungspolitische Spreche-
rin der Linksfraktion, Kati Engel, hatte
in ihrer Rede auf den Ausgangspunkt
der Debatte hingewiesen, nŠmlich den
Antrag der CDU-Fraktion mit der Auf-
forderung an die Landesregierung, ein
Konzept zur EinfŸhrung eines vergŸn-
stigten, thŸringenweit einheitlichen
SchŸler- und Auszubildendentickets zu
entwickeln. Die Abgeordnete sagte:
ãDie LINKE unterstŸtzt natŸrlich die-
sen Antrag, denn es ist ja unserer. Die

CDU hat nŠmlich fast wortgenau den
Antrag der Fraktion DIE LINKE von
2014 eingereicht. Wir brauchen in ThŸ-
ringen ein Auszubildendenticket. Darin
sind wir uns einig. Denn bisher besteht
fŸr Auszubildende weder ein gesetzli-
cher Anspruch auf Befšrderung noch
auf Erstattung ihrer Fahrtkosten. In
den VerkehrsverbŸnden sind lediglich
unterschiedliche Angebote fŸr SchŸler-
und Azubi-Monatskarten vorhanden,
die aber meist nicht wesentlich gŸnsti-
ger sind, zumal auch diese Kosten in
der Regel allein von den SchŸlern und
Auszubildenden aufgebracht werden
mŸssen. Durch den demograÞschen
Wandel sind wir konfrontiert mit einer
abnehmenden Anzahl von Klassen und
Schulen. Das hat zur Folge, dass die
Wege zwischen Wohnort und Berufs-
schule fŸr Auszubildende immer lŠnger
werden, wŠhrend gleichzeitig ihre Aus-
gaben fŸr Fahrt- und Unterbringungs-
kosten stetig steigen.Ò

KostenrŸckerstattung 
gesta! elt nach Hšhe 
der AusbildungsvergŸtung

In der Vergangenheit seien wieder-
holt FŠlle bekannt geworden, in denen
sowohl SchŸler als auch Auszubilden-
de den Schulort oder den Ausbildungs-
gang gewechselt haben, weil fŸr sie die
Fahrtkosten nicht zu bewŠltigen waren
oder aber der Schul- oder Arbeitsort zu
schlecht mit dem š! entlichen Perso-
nennahverkehr zu erreichen war. Dabei
beschrŠnke sich die gerade fŸr junge
Menschen wichtige MobilitŠt nicht auf
den Bereich Schule und Ausbildung,
sondern sie wirke auch in Freizeit und
Familie hinein, und dies vor allem im
lŠndlichen Raum. Kati Engel weiter:
ãAu§erdem ist eine bessere UnterstŸt-
zung Auszubildender auch ein wichti-
ger Punkt, um die Ausbildungsattrakti-
vitŠt in ThŸringen zu stŠrken, AbbrŸche
zu vermeiden und der Abwanderung

Vor dem Azubi-Ticket 
Neue Richtlinie ab 2016 weitet den Kreis der Antragsberechtigten enorm aus
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Treffen kommunaler
AmtstrŠger

Die Abgeordneten der Koaliti-
onsfraktionen Christian Schaft
(DIE LINKE), Eleonore MŸhlbauer
(SPD) und Olaf MŸller (B†NDNIS
90/ DIE GR†NEN) verhinderten am
10. Dezember im Ausschuss fŸr
Wirtschaft und Wissenschaft des
ThŸringer Landtages, dass der
AfD-Mitarbeiter Torben Braga an
der Ausschusssitzung teilnehmen
konnte. Braga sei bereits in seiner
Funktion als AfD-Praktikant als
stšrender Teilnehmer in Gremien-
sitzungen aufgefallen. Zu Beginn
der Ausschusssitzung wurde er
schlie§lich auf Initiative der Koaliti-
onsfraktionen und auf Empfehlung
der Landtagsverwaltung durch die
Mehrheit der Ausschussmitglieder
von der Sitzung ausgeschlossen.

Die AfD hat Herrn Braga gemŠ§
seinem Arbeitsvertrag in der Ent-
geltgruppe 1 eingeordnet. Diese
ist fŸr einfachste UnterstŸtzungs-
tŠtigkeiten vorgesehen. Nach Auf-
fassung der Landtagsverwaltung
steht die vorgenommene Eingrup-
pierung im klaren Widerspruch zur
Aufgabe der im Ausschuss bera-
tend wirkenden Fraktionsmitarbei-
terinnen und -mitarbeiter, welche
eine wissenschaftliche BetŠtigung
darstellt. Der Ausschuss folgte die-
ser Argumentation und verwies zu-
dem auf die Unverantwortlichkeit
der AfD, hier prekŠre BeschŠfti-
gung zu fšrdern.                           

AnknŸpfend an eine mittlerweile gu-
te Tradition trafen sich knapp 20
haupt- und ehrenamtliche kommunale
AmtstrŠger Anfang Dezember auf Ein-
ladung der Vorsitzenden der Fraktion
DIE LINKE im ThŸringer Landtag, Su-
sanne Hennig-Wellsow, zu einer zwei-
tŠgigen Arbeitstagung in Elgersburg.

Dabei wurden intensiv die Ergebnis-
se des ersten Jahres der rot-rot-grŸnen
Landesregierung insbesondere mit
Blick auf die Auswirkungen auf die
kommunale Ebene ausgewertet und
diskutiert. 

Weitere inhaltliche Schwerpunkte
des Tre! ens waren die bislang vorlie-
genden Ergebnisse der Beratungen
des Doppelhaushaltes fŸr die Jahre
2016/ 17, die Neustrukturierung des
Kommunalen Finanzausgleichs, der
derzeit breit in der š! entlichen Diskus-
sion stehende Entwurf eines kommu-

junger FachkrŠfte entgegenzuwirken.Ò
Bei der neuen Richtlinie seien ãAn-
tragsberechtigte nicht mehr nur Auszu-
bildende, die von sozialer HŠrte betrof-
fen sind, denn eine KostenrŸckerstat-
tung erfolgt nun gesta! elt nach der
Hšhe der AusbildungsvergŸtung. Auch
Auszubildende, die keinen Blockunter-
richt besuchen, haben nun das Recht,
einen Antrag zu stellen. Die Mindest-
fahrzeit wurde von tŠglich vier Stunden
auf zwei Stunden halbiert. Damit wur-
de der Kreis der Antragsberechtigten
enorm ausgeweitet. Au§erdem kšnnen
AntrŠge jetzt bereits nach drei Mona-
ten gestellt werden, ohne das als HŠr-
tefall begrŸnden zu mŸssen.Ò

Auch die verkehrspolitische Spre-
cherin der Linksfraktion, Dr. Gudrun
Lukin, ergri!  in der Debatte das Wort
und sagte mit Bezug auf das Semester-
ticket fŸr Studenten, dass Azubis leider
ãweder eine Form eines Studenten-
werks haben, das Verhandlungspart-
ner gegenŸber der Bahn ist, noch eine
thŸringenweite Azubivertretung, die
das Mandat hat, fŸr die Azubis mit den
Bus- und mit den anderen Verkehrsun-
ternehmen, beispielsweise der Deut-
schen Bahn, zu verhandelnÒ. 

Zudem gebe es nach wie vor keinen
thŸringenweiten Verkehrsverbund.
ãDas hei§t also, wir haben eine unter-
schiedliche AufgabentrŠgerstruktur,
unterschiedliche Tarifstrukturen. All
das muss bei der konzeptionellen Dis-
kussion mitbedacht werden. (É) Im Zu-
sammenspiel mit den Verkehrsunter-
nehmen, mit den Azubivertretungen,
mit Elternvertretungen, mit dem DGB
und den ArbeitgeberverbŠnden, die Ÿb-
rigens sehr interessiert daran sind Ð
beispielsweise hat die IHK SŸdthŸrin-
gen ein Azubiticket auch schon favori-
siert Ð, haben wir natŸrlich noch eini-
ges zu tun.Ò Dazu gehšre auch die Fra-
ge, wie es mit lŠnderŸbergreifenden
Regelungen aussehe, so Dr. Gudrun
Lukin.                                                  

nalen Leitbildes ãZukunftsfŠhiges ThŸringenÒ und aktuelle Fragen der FlŸcht-
lingsunterbringung und -betreuung.                                  M. Gärtner

Die Wahl des ehemaligen Mini-
sters des Freistaates Sachsen und
Fraktionsvorsitzenden der CDU im
SŠchsischen Landtag, Ste! en
Flath, zum Vorsitzenden des MDR-
Rundfunkrates bezeichnete der
medienpolitische Sprecher der
Linksfraktion, AndrŽ Blech-
schmidt, als ãein falsches medien-
politisches ZeichenÒ. Er verwies
auf die derzeit mit Blick auf das Ur-
teil des Bundesverfassungsge-
richts zum ZDF-Fernsehrat statt-
Þndende š! entliche Diskussion
zur Staatsferne bei der Besetzung
von Aufsichts- und Kontrollgre-
mien in den š! entlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten. In dem Urteil
werde nicht nur eine breitere Auf-
stellung gesellschaftlich relevanter
KrŠfte eingefordert, sondern
gleichzeitig deren Gewicht inner-
halb der Gremien durch Besetzung
von verantwortlichen Funktionen
als notwendige VerŠnderung mit
Blick auf die Vergangenheit ange-
mahnt. Die Au! assung, dass Flath
seit Ÿber einem Jahr nicht mehr
politischen und parlamentarischen
Vertretungen angehšre und somit
doch eine entsprechende Karenz-
zeit hinter sich habe, bezeichnet
AndrŽ Blechschmidt als ãfaden-
scheinig und irrefŸhrendÒ.             

Falsches Zeichen

Scheinmitarbeiter 
wurde ausgeschlossen



Die Erfahrungen in der Anwendung
des ThŸringer Personalvertretungs-
gesetzes (ThŸrPersVG) und dessen
Novellierungsbedarf stehen im Mit-
telpunkt einer Veranstaltung, zu der
die Linksfraktion fŸr Dienstag, 19. Ja-
nuar, 17.00 bis 19.30 Uhr in den ThŸ-
ringer Landtag, Raum F 101, einlŠdt.
Den EinfŸhrungsvortrag hŠlt Frank
Schšnborn, Vorsitzender der AG der
HauptpersonalrŠte. Zu den Anforde-
rungen an ein wirksames Personal-
vertretungsrecht spricht Sandro
Witt, stellvertretender Bezirksvorsit-
zender des DGB-Bezirk Hessen-ThŸ-
ringen. Nach der Diskussion gibt Rai-
ner KrŠuter, gewerkschaftspoliti-
scher Sprecher der Fraktion,  einen
Ausblick auf die €nderungsmšglich-
keiten des ThŸrPersVG.

Nachdem der fŸr Tourismus zu-
stŠndige Koalitionsarbeitskreis der
Fraktionen DIE LINKE, SPD und GrŸ-
ne sich in Oberhof Ÿber den Umset-
zungsstand der vom Land gefšrder-
ten Investitionen informiert und das
H2Oberhof, das neue Stadtzentrum
und das MultifunktionsgebŠude am
Grenzadler besucht hatte, sagte Knut
Korschewsky, Sprecher fŸr Touris-
mus der Linksfraktion: ãDurch die
Verbindung von Sport, Natur und Kul-
tur hŠlt ThŸringen ein attraktives tou-
ristisches Angebot bereit, das ganz-
heitlich vermarktet werden muss.Ò
Von den Ÿber 38 Millionen Euro Lan-
desinvestitionen in Oberhof ßossen
18,8 Millionen Euro in die touristi-
sche Infrastruktur und 6,4 Millionen
Euro fŸr die Sadtentwicklung.

Im Rahmen der Debatte zum ThŸ-
ringen-Monitor 2015, zu dem Mini-
sterprŠsident Bodo Ramelow am
26. November im Landtag eine Re-
gierungserklŠrung abgegeben hat-
te, hielt der Vorsitzende der AfD-
Fraktion, Bjšrn Hšcke, eine beson-
ders unsŠgliche Rede, auf die ent-
gegnend sich AndrŽ Blechschmidt,
Parlamentarischer GeschŠftsfŸhrer
der Fraktion DIE LINKE, vor allem
auch an die SchŸlergruppen auf der
BesuchertribŸne wandte.

Den ThŸringen-Monitor Ð eine Lang-
zeit-Studie der Friedrich-Schiller-Uni-
versitŠt Jena zur politischen Kultur und
zur persšnlichen Lage der ThŸringerin-
nen und ThŸringer - bezeichnete  Hšk-
ke als ãlinksideologisches MachwerkÒ,
den Rechtsextremismus nannte er ei-
nen Kampfbegriff, der ãpermanent an-
gewendet und missbrauchtÒ werde.

Organisationen wie ezra und Move it
warf er vor, dass sie vom Rechtsextre-
mismus leben und also gezwungen sei-
en, ãdie Gefahrenlage akut zu halten,
weil sie sonst ihre Finanzierung gefŠhr-
denÒ wŸrden. Die entsprechenden Ein-
schŠtzungen seien ãwissenschaftlich
všllig wertlosÒ. 

Und, so Hšcke weiter: ãWeil es kei-
nen Bedarf gibt, soll der ThŸringen-Mo-
nitor einen neuen schaffen, fŸr die Ver-
eine und Institutionen der linken Netz-
werke, mit diesen vielfach verbundene
Abgeordnete der Regierungskoalition
und der Landesregierung. Das Ganze
nennt man dann Bedarfsweckung statt
Bedarfsdeckung. Das ist die Devise der
Landesregierung. Dieser ThŸringen-
Monitor, sehr verehrte Landesregie-
rung, liefert Ihnen die Zahlen, mit de-
nen Sie den Kampf gegen Extremismus
in einen Kampf gegen Rechtsextremis-
mus pervertieren. Diesen Monitor nut-
zen Sie als ideologische Augenklappe,
mit der Sie die Gefahren des Linksex-
tremismus und des Islamischen Terro-

Die Linksfraktion begrŸ§t die Er-
š! nung des NPD-Verbotsverfah-
rens durch das Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe. ãEin
ho! entlich erfolgreiches NPD-Ver-
bot Šndert allerdings nichts an
konkreten Bedrohungen, rassisti-
schen Ausschreitungen und zuneh-
menden neonazistischen AktivitŠ-
tenÒ,  so MdL Katharina Kšnig. ãEs
gibt lŠngst diverse Ersatzstruktu-
ren, die massiv von NPD-Mitglie-
dern genutzt werden oder durch
diese gegrŸndet wurden. Im Falle
eines erfolgreichen Verbotes darf
es nicht passieren, dass zivilgesell-
schaftlicher Widerstand gegen
Neonazis, Rassismus und Antise-
mitismus nachlŠsst oder nicht
mehr die entsprechende Unter-
stŸtzung erfŠhrt.Ò

UnabhŠngig von der grundsŠtzli-
chen Debatte Ÿber Parteiverbote
sei ein NPD-Verbot angesichts der
strukturellen und organisatori-
schen Verankerung der NPD insbe-
sondere in den neuen BundeslŠn-
dern und der darŸber erfolgenden
Finanzierung von Nazi-Strukturen
aus š! entlichen Mitteln eine be-
grŸ§enswerte Entwicklung, weil
mit einem erfolgreichen Verbot ei-
ne enorme SchwŠchung bestehen-
der Netzwerke von Neonazis ein-
hergehe. 

Am Beispiel ThŸringens verweist
Katharina Kšnig beispielhaft auf
das ehemalige ãBraune HausÒ in
Jena, welches durch den mutma§li-
chen NSU-UnterstŸtzer und NPD-
FunktionŠr Ralf Wohlleben zu ei-
nem der entscheidenden Neonazi-
Zentren in Ostdeutschland ausge-
baut worden war.

Nach unsŠglicher AfD-Rede wandte sich AndrŽ Blechschmidt an die Landtagsbesucher

Plenarsitzungen des 
ThŸringer Landtags:
Unmittelbar bei Herausgabe die-

ses letzten diesjŠhrigen Parla-
mentsreports Þnden auch die letz-
ten Plenarsitzungen des ThŸringer
Landtags in diesem Jahr statt -
vom  16. bis 18. Dezember. Im Jahr
2016 startet der Landtag mit Sit-
zungen vom 27. bis 29. Januar.
Weitere Sitzungen sind anberaumt
am 24. und 25. Februar sowie am
16. und 17. MŠrz.

Bei Interesse an Teilnahme an ei-
ner der Landtagssitzungen in Er-
furt bitte rechtzeitig in der Ge-
schŠftsstelle der Fraktion DIE LIN-
KE melden (Tel. 0361 3772295).

Immer auf dem Laufenden im
Internet unter: 

www.die-linke-thl.de

ãVon der Tradition hinein ins Mo-
derne - Ausbildung im ThŸringer Tra-
ditionshandwerkÒ, so der Titel einer
š! entlichen Ausstellung im Funkti-
onsgebŠude des Landtags, die noch
bis zum 19. Januar besichtigt werden
kann. In der Schau prŠsentieren sich
mit Exponaten die Berufsschule Bad
Salzungen, die Schnitzerschule Emp-
fertshausen, die GlasblŠserschule
Sonneberg und die BŸchsenmacher-
schule Suhl. Neben der Vorstellung
der genannten Berufsschulen sind
handwerkliche Arbeiten und RaritŠ-
ten aus deren Archivbestand zu se-
hen. Mit Blick auf die Pßege des ThŸ-
ringer Handwerks wird die Arbeit in
traditionellen Berufen gezeigt. Damit
soll das Interesse fŸr eine dortige
Ausbildung geweckt werden. 
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VONABISZ:

WICHTIGE TERMINE

Traditionshandwerk Personalvertretung Oberhof

NPD-Verbotsver fahren

rismus ausblenden kšnnen. Dieser Mo-
nitor dient Ihnen als Grundlage fŸr die
zahlreichen sogenannten bunten Pro-
gramme des Landes und die Finanzie-
rung des Demonstrationstourismus.
Dieser Monitor, diese methodisch
zweifelhafte Studie, verschafft Ihnen
die Legitimation fŸr die Bespitzelung
der BŸrger durch eine neue, durch die
geplante Dokumentationsstelle. Kurz,
um das zusammenzufassen: Dieser
Monitor stellt das ideologische Trom-

Demokratiezentrum in diesem Land
gilt. Dort, wo Volksvertreter zusam-
menkommen, die in freier Wahl seit
1990 Ÿber die Entwicklung dieses Lan-
des, Ÿber Gesetze, Ÿber AntrŠge disku-
tieren, unterschiedlicher Meinung
sind, auch unterschiedlicher Tempera-
mentslagen, das erleben wir immer
wieder, aber das ist ihre Aufgabe, sich
hier zusammenzufinden und in ver-
nŸnftiger gegenseitiger Achtung Mei-
nungen auszutauschen.Ò (weiter siehe

Verunglimpfungen und
HerabwŸrdigungen

melfeuer dar, mit dem Sie Ihre krypto-
kommunistische, antibŸrgerliche Gro§-
offensive starten wollen.Ò 

Der AfD-Scharfmacher stellte sich
die Frage, ãwas machen wir mit dem
Ding?Ò. Diese kšnne er ãnatŸrlich rela-
tiv leicht beantwortenÒ Ð ãich habe zu
Hause einen Holzofen Ð PŸnktchen,
PŸnktchen, PŸnktchen!Ò. 

Dazu der Zwischenruf von Astrid
Rothe-Beinlich, aus der GrŸnen-Frakti-
on: ãMit BŸcherverbrennung kennen
Sie sich ja aus!Ò.

Mit Blick auf die BesuchertribŸne
erklŠrte daraufhin Andr•  Blech-
schmidt : ãLiebe SchŸlerinnen und
SchŸler, wir befinden uns hier im ThŸ-
ringer Landtag, also dem Ort, der als

Kasten links)
Zu Hšckes Ver-

ungl impfungen
der Verfasser des
ThŸringen-Moni-
tors sagte AndrŽ
Blechschmidt: ãDa
wird die Autoren-
gruppe um den
Prof. Best in die
Ecke gestellt und
es wird gesagt,
das, was dort ge-
macht wird, das
ist im Grunde ge-
nommen schon
vorgeschr ieben
und kann Ÿber-
haupt nicht dazu

dienen, dass sich die Abgeordneten
hier eine entsprechende Meinung bil-
den kšnnen. Nein, der Monitor hat in
den letzten Jahren immer dazu beige-
tragen, auch wenn die einzelnen Frak-
tionen nicht immer alle Argumente
oder Analysen dort mitgetragen haben,
dass wir fŸr dieses Land Politik gestal-
ten konnten. Ich bin ausdrŸcklich auch
den vorhergehenden Landesregierun-
gen dankbar, diesen Monitor einge-
fŸhrt und fortgefŸhrt zu haben. Ich ge-
he davon aus, dass auch in Zukunft
dieser Monitor wichtiger Bestandteil
bei der gesellschaftspolitischen Analy-
se in diesem Land ist. DafŸr wird diese
Koalition Ð und ich gehe davon aus
auch die CDU Ð eintreten.Ò

Und nicht mit Hass und Vorur tei len
ãDabei geht es darum, dass man nicht mit Verharmlo-

sungen, mit Verunglimpfungen, mit HerabwŸrdigungen,
mit Beleidigungen hier versucht, seine Argumente in den
Vordergrund zu stellen. Und nicht nur in den Vordergrund
zu stellen, sondern der Auffassung zu sein, dass man die
einzig wahre Meinung hier vertritt. Und immer wieder
nehmen wir zur Kenntnis, hier in diesem Haus soll es Alt-
parteien geben, und es gibt eine neukluge Fraktion.

Wir sind alle hier, um Meinungsstreit zum Wohle dieses
Landes zu fŸhren und das tun wir mit Aufrichtigkeit und
nicht mit Hass und Vorurteilen.Ò

AndrŽ Blechschmidt, Parlamentarischer GeschŠftsfŸh-
rer der Linksfraktion, zur Rede von Bjšrn Hšcke (AfD)   



Rot-Rot-GrŸn will eine nachhalti-
ge Sozial- und Arbeitspolit ik. Das
bedeutet, HilfebedŸrftige zu unter-
stŸtzen, Langzeitarbeitslose wieder
in den Arbeitsmarkt zu bringen, Fa-
milien zu fšrdern und Pßege- und
Gesundheitspolit ik auch an den
Herausforderungen einer Šlter wer-
denden Gesellschaft auszurichten.

Rot-Rot-GrŸn bringt Langzeitarbeits-
lose wieder in BeschŠftigung. Seit Ok-
tober 2015 bekommen etwa 1.000
Langzeitarbeitslose mit einer š! entlich
gefšrderten BeschŠftigung im Interes-
se des Gemeinwohls wieder die Chan-
ce, einer BeschŠftigung nachgehen zu
kšnnen - ein wichtiger Schritt, um
Langzeitarbeitslosigkeit zu bekŠmpfen.
Insbesondere fŸr Šltere Menschen ein
mšglicher Wiedereinstieg ins Erwerbs-
leben.

Rot-Rot-GrŸn will eine moderne und
bessere Familienpolitik. Ein Ziel ist das
kostenfreie Kindergartenjahr in ThŸrin-
gen ab 2018. Familien sollen so unter-
stŸtzt werden, die wichtige Bildung ih-
rer Kinder in Kitas und KindergŠrten
gewŠhrleisten zu kšnnen. Mit der Ab-
scha! ung des Landeserziehungsgel-
des, der sogenannten ãHerdprŠmieÒ,
soll nicht mehr das Zuhausebleiben
von Kindern gefšrdert werden, son-
dern die Mittel des Landes sollen in

Bilanz Ÿber ein Jahr #r2g
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bessere frŸhkindliche Bildung inve-
stiert und fŸr das kostenfreie Kitajahr
genutzt werden.

#r2g hat dafŸr gesorgt, dass das
Blindengeld ohne Befristung in ThŸrin-
gen weiter gezahlt wird. Ziel ist es,
schrittweise das ThŸringer Blindengeld
auf den bundesweiten Durchschnitt zu
erhšhen und einen Nachteilsausgleich
auch fŸr gehšrlose und taubstumme
Menschen zu scha! en. Die erste Erhš-
hung des Landesblindengeldes wird es
2016 geben. 

Eine gute Šrztliche Versorgung im
lŠndlichen Raum ist fŸr ein lebenswer-
tes ThŸringen wichtig. Deshalb fšrdert
#r2g die Niederlassung von €rzten und
begegnet so dem €rztemangel. Eine
nachhaltige Gesundheitspolitik erfor-
dert auch eine vernŸnftige Kranken-
hausplanung. Rot-Rot-GrŸn erarbeitet
derzeit den aktuellen ThŸringer Kran-
kenhausplan zusammen mit allen Be-
teiligten und will Sicherheit in der
Krankenhausplanung scha! en. 

Eine Krankenversicherungskarte fŸr
Asylbewerber soll eingefŸhrt werden,
um menschenwŸrdige Gesundheitsver-
sorgung zu gewŠhrleisten und die Ver-
waltung zu entlasten.

#r2g hat mit der weiteren Ausgestal-
tung des ThŸringer Pßegepaktes be-
gonnen, den Bereich der Pßege deut-
lich zu verbessern. Gute Pßege bedeu-

Enquete-Kommission ãRassismusÒ wird eingesetzt

Rot-Rot-GrŸn wil l  starke Kommunen

Eine der Konsequenzen aus der jahrelang unentdeckten Mordserie des NSU
und den Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses der 5. Legislatur-
periode ist die Einsetzung einer Enquete-Kommission des Landtages zur Ausein-
andersetzung mit Rassismus. Die Kommission soll rassistische Einstellungen in
ThŸringen und ihre Auswirkungen auf das gesellschaftliche Zusammenleben so-
wie die daraus entstehende Gefahr fŸr die Demokratie untersuchen.

Ergebnisse vorliegender Studien (ãThŸringen-MonitorÒ der UniversitŠt Jena,
ãMitte-StudienÒ der UniversitŠt Leipzig, ãDeutsche ZustŠndeÒ der UniversitŠt Bie-
lefeld) sollen in die Untersuchung mit einbezogen werden. Die Kommission soll
Ursachen fŸr das Entstehen und die Verbreitung rassistischer Einstellungen iden-
tiÞzieren und Handlungsempfehlungen fŸr die Umsetzung zivilgesellschaftlicher
und institutioneller Konzepte zur ZurŸckdrŠngung rassistischer Einstellungen und
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit insbesondere in den Bereichen zivilge-
sellschaftlicher Auseinandersetzung, administrativen Verwaltungshandelns, Bil-
dung, Medien, Kultur, Arbeitswelt entwickeln.                                                              

KURZ UND PR€GNANT

Pro Jahr werden 500
neue Lehrer eingestel l t 

ãPro Jahr stellen wir in Zukunft
500 LehrerInnen neu ein, 2015 ha-
ben wir damit begonnen. Wir wol-
len Unterrichtsausfall bekŠmpfen
und haben mit 100 LehrerInnen ei-
ne thŸringenweite Vertretungsre-
serve gescha! en. Bildung ist ein
wichtiger Schritt zu gelingender In-
tegration. Um auslŠndischen Kin-
dern das Lernen in ThŸringer Schu-
len und der deutschen Sprache zu
erleichtern, werden wir im Fach
Deutsch als Zweitsprache in den
nŠchsten zwei Jahren zusŠtzlich
100 LehrerInnen und 300 Lehre-
rInnen mehr als bisher geplant be-
schŠftigen.

Schulentwicklung ist ein wichti-
ger Punkt auf unserer Tagesord-
nung. Wir wollen thŸringenweit Ge-
meinschaftsschulen ausbauen. Ei-
ne Fachtagung zu Beginn des Jah-
res 2016 soll Wege und Ma§nah-
men zu lŠngerem gemeinsamen
Lernen aller SchŸlerinnen und
SchŸler in Gemeinschaftsschulen
diskutieren.Ò       

Aus der jetzt erschienenen 
BilanzbroschŸre der Fraktion 
DIE LINKE ãWir machenÕs 
gerecht Ð Ein Jahr #r2gÒ

Rot-Rot-GrŸn will starke Kommu-
nen. Unser alltŠgliches Leben wird
auch durch die FinanzstŠrke, also
die HandlungsfŠhigkeit der Kommu-
nen bestimmt. Das Angebot in der
Kommune an Kultur, Jugendarbeit,
sozialer UnterstŸtzung, gutem Woh-
nen, SchwimmbŠdern, bezahlbarer
Energie oder š! entlichen Verkehrs-
mitteln entscheidet Ÿber unsere Le-
bensqualitŠt. 

Damit die ThŸringer Kommunen ihre
Aufgaben besser erledigen kšnnen, hat
Rot-Rot-GrŸn 2015 als eine der ersten
Ma§nahmen der neuen Regierung zu-
sŠtzliche 102,4 Millionen Euro frisches
Geld zur VerfŸgung gestellt. Zusam-
men mit 30 Millionen Euro aus Be-
darfszuweisungen und drei Millionen
Euro Winterdienstkosten aus Landes-
mitteln wurden so die im Koalitionsver-
trag zugesagten zusŠtzlichen Mittel
von 135 Millionen Euro fŸr die Kommu-
nen gezahlt.

Doch allein mit diesem Hilfspaket
kann die Finanzsituation der Kommu-
nen langfristig nicht verbessert wer-
den. Deshalb hat #r2g die Neuordnung
der kommunalen Finanzierung durch
das Land auf den Weg gebracht. Je-
weils 1,9 Milliarden Euro will Rot-Rot-
GrŸn fŸr die Kommunen aus Landes-
mitteln pro Jahr zur VerfŸgung stellen.
ZusŠtzlich dazu kommen zum Beispiel
Bundesmittel fŸr Sozialausgaben oder
die Erstattung der FlŸchtlingskosten.
Zahlreiche VorschlŠge unserer Frakti-
on, wie etwa die Anhebung der Mittel
fŸr Kinder und Sozialkosten oder die
Besserstellung der Kurorte, Þnden sich
im Gesetzentwurf wieder. ZusŠtzliche

Impulse fŸr freiwillige Gemeindeneu-
gliederungen sind hingegen im Kom-
munalen Finanzausgleich noch nicht
enthalten.

Mit dem Start der š! entlichen Dis-
kussion zum Leitbild ãZukunftsfŠhiges
ThŸringenÒ wurde von der Koalition ein
wichtiger Schritt auf dem Weg zu einer
Funktional-, Verwaltungs- und Gebiets-
reform gegangen. DIE LINKE streitet
dafŸr, dass die Reform als Einheit von
Verwaltungs-, Funktional- und Gebiets-
reform umgesetzt wird. Ein zentraler
Bestandteil der Arbeit war die Beglei-
tung des im Koalitionsvertrag verein-
barten Dialogs mit den kommunalen
SpitzenverbŠnden und dem Dachver-
band der BŸrgerinitiativen zu Stra§en-
ausbaubeitrŠgen, bei dem Modelle der
Erhebung dieser aus anderen Bundes-
lŠndern intensiv diskutiert werden.

Im Bereich der Polizei ist mit der Eva-
luierung der Polizeistrukturreform
durch eine Expertenkommission be-
gonnen worden. Bis zum zweiten Quar-
tal 2016 sollen die Ergebnisse vorlie-
gen. Danach kšnnen notwendige An-
passungen vorgenommen werden. Der
Stellenabbau bei der Polizei ist von
#r2g angehalten und die Ausbildungs-
kapazitŠten fŸr neue Polizisten sind er-
hšht worden. Hinsichtlich der Kenn-
zeichnungspßicht von Polizeibeamten,
der Errichtung einer unabhŠngigen Po-
lizeivertrauens- und Beschwerdestelle
fŸr Polizeibeamte und fŸr von Polizei-
ma§nahmen Betro! ene sowie der Ab-
kehr vom rechtswidrigen sogenannten
ãracial proÞlingÒ gibt es derzeit intensi-
ve Beratungen mit den Koalitionspart-
nern.

Auf gro§en Zuspruch war im Sommer die von der Linksfraktion und der Senioren-
AG der Landespartei DIE LINKE organisierte Seniorenkonferenz gesto§en. Unter
dem Motto ã€lter werden - aktiv bleiben - Seniorenmitwirkung in ThŸringenÒ wur-
den u.a. darŸber diskutiert, wie das seit 2012 geltende Seniorenmitwirkungsgesetz
zu einem Seniorenmitbestimmungsgesetz weiterentwickelt werden kann. Dabei
sollen die kommunalen Strukturen gestŠrkt und eine wirkliche gesellschaftliche
Teilhabe von Seniorinnen und Senioren gewŠhrleistet werden. In diesem Zuam-
menhang ist es auch das Ziel der Linksfraktion, den Landesseniorenrat und seinen
Einßuss auf die Landespolitik zu stŠrken.                                                                  
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tet unter anderem, eine hochwertige
Aus-, Fort- und Weiterbildung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter und eine
Erhšhung der VergŸtung der Pßegelei-
stung. Wichtig ist aber vor allem, die
Entlohnung der BeschŠftigten zu ver-
bessern.

ã€lter werden Ñ aktiv bleiben Ñ Se-
niorenmitwirkung in ThŸringenÒ lautete
das Thema der Seniorenkonferenz un-
serer Landtagsfraktion im Sommer
2015. Sie war der Startschuss fŸr die
Erarbeitung eines Seniorenmitbestim-
mungsgesetzes. Die kommunalen
Strukturen fŸr die Mitwirkung von Se-
nioren sollen damit gestŠrkt und eine
bessere Teilhabe ermšglicht werden.

Die auskšmmliche Finanzierung der
ThŸringer FrauenhŠuser und Interven-
tionsstellen fŸr von Gewalt bedrohte
Frauen und deren Kinder wurde durch
Rot-Rot-GrŸn gesichert. Mit der Benen-
nung der ersten Gleichstellungsbeauf-
tragten der LINKEN in ThŸringen wurde
ein weiterer Schritt fŸr die StŠrkung
von Frauenrechten und die tatsŠchli-
che Interessenvertretung aller Frauen
in ThŸringen gegangen. Ein neues
Frauenreferat im zustŠndigen Sozial-
ministerium unterstŸtzt ihre Arbeit.

Die Benennung eines neuen Beauf-
tragten fŸr Menschen mit Behinderung
erfolgt zu Beginn des Jahres 2016.  



FlŸchtl ings- und
Integrationspol i tik

PARLAMENTSREPORT 13

DASTHEMA

In den letzten Monaten war es vor
allem auch die FlŸchtlingspolit iik,
die im Blickpunkt der Arbeit der
Linksfraktion im ThŸringer Landtag
stand. Dazu hei§t es in der Einjah-
res-Bilanz der Fraktion:

Im Koalitionsvertrag hat sich Rot-
Rot-GrŸn darauf verstŠndigt, dass sich
ThŸringen auf den Weg zu einer huma-
nen FlŸchtlingspolitik macht. Durch
die gestiegene Zahl geflŸchteter Men-
schen in den vergangenen Monaten
war vor allem erst einmal die Aufnah-
me und Unterbringung der Menschen
ein wichtiges Thema fŸr uns. 

Die ErstaufnahmekapazitŠten in ThŸ-
ringen wurden erweitert und mit dem
ersten ThŸringer FlŸchtlingsgipfel star-
tete parallel dazu im April 2015 der
Dialog Ÿber eine Modernisierung der
ThŸringer FlŸchtlingspolitik zwischen
der Verwaltung, FlŸchtlings- und Wohl-
fahrtsorganisationen sowie den enga-
gierten Gruppen aus dem Bereich der
FlŸchtlingshilfe. 

Auf Antrag der Koalitionsfraktionen
hat der Landtag unter anderem be-
schlossen, die personelle Ausstattung
der fŸr FlŸchtlinge zustŠndigen Abtei-
lungen im Landesverwaltungsamt zu
verbessern, die Betreuungspauschale
zu erhšhen sowie die solidarische und
ehrenamtliche FlŸchtlingshilfe in vielen
ThŸringer Gemeinden durch eine Eh-
renamtskoordination zu unterstŸtzen
und so Willkommenskultur zu fšrdern.

Mittlerweile wurde eine Investitions-
kostenpauschale fŸr die Unterbringung
von FlŸchtlingen in leeren Wohnungen
eingefŸhrt, und fŸr die Sicherheit in
GemeinschaftsunterkŸnften werden

Trotz der gro§en Herausforderung hat ThŸringen bisher die Situation gut im Griff 

den Kommunen Kosten fŸr die Bewa-
chung ab 50 PlŠtzen erstattet.

Unsere Vorstellungen einer men-
schenrechtsorientierten FlŸchtlings-
und Integrationspolitik sind noch
lŠngst nicht umgesetzt, zum Beispiel
gibt es in den Erstaufnahmestellen
noch viele Probleme und MŠngel, die
behoben werden mŸssen. Doch trotz
der ungewšhnlichen UmstŠnde und

trotz der gro§en Herausforderung hat
ThŸringen bisher die Situation gut im
Griff, anders als andere BundeslŠnder.
Verantwortliches Handeln des Staates
und eine humane FlŸchtlingspolitik
kšnnen zusammen funktionieren. 

Ganz praktische FlŸchtlingshilfe lei-
steten die drei rot-rot-grŸnen Landtag-
fraktionen im September und Oktober
2015. Hunderte Menschen brachten

Tag fŸr Tag Berge von Kleidung, Nah-
rung und Kinderspielzeug fŸr die ge-
flŸchteten Menschen vorbei, die in der
Erfurter Messehalle und den anderen
UnterkŸnften Schutz gefunden hatten.
In den FraktionsrŠumen des Landtages
wurden von Mitarbeitern der Fraktio-
nen und unzŠhligen Ehrenamtlichen
die Spenden gesichtet, sortiert, ver-
packt und ausgefahren.                      

Aus der Fraktionsbi lanz: Umwelt, Energie und Naturschutz

Rot-Rot-GrŸn setzt in den Fragen
von Umwelt, Energie und Natur-
schutz auf eine škologische und
nachhaltige Polit ik. Die wirtschaftli-
chen Chancen der Energiewende
mŸssen wir fŸr ThŸringen nutzen.
Als LINKE ist uns, gerade in der
Energiepolit ik, der Ausgleich zwi-
schen sozialen, wirtschaftlichen
und škologischen Interessen wich-
tig.

Ein Schwerpunkt rot-rot-grŸner
Energiepolitik ist der Ausbau von Wind-
energie. RegelmŠ§ig tauschen wir uns
mit Fachleuten aus, zum Beispiel zu
Fragen von Speichertechnologien oder
auf unserer ersten Meininger Energie-
konferenz unter dem Motto ãeffizient -
regenerativ Ð dezentralÒ im November
2015. Unsere Vorstellungen werden in
die neue Energie- und Klimaschutzstra-
tegie der Landesregierung einflie§en.

Dringend ist eine Neuregelung des
ThŸringer Wassergesetzes. Insbeson-
dere die Abwasserentsorgung in klei-
nen Orten braucht eine Lšsung. Durch
neue KlŠranlagen kšnnen fŸr die Men-
schen vor Ort unvertretbar hohe Ko-
sten entstehen. 

Wir haben daher VorschlŠge erarbei-
tet, um gute Regelungen zu finden. Die
unteren Wasserbehšrden werden vom

lŠsst, wird es auch ein ãnŠchstes Hoch-
wasserÒ geben. 

Doch die Menschen mŸssen das
nicht schicksalhaft ertragen, sondern
kšnnen Vorsorge treffen. In unserer
BroschŸre ãIntakte Umwelt - unabding-
bar fŸr den weiteren Bestand mensch-
licher LebensgrundlagenÒ haben wir
die wichtigsten Aspekte dafŸr zusam-
mengefasst. Seit dem letzten gro§en
Hochwasser 2013 verstŠndigen sich
die Fraktionen der LINKEN in den LŠn-
dern und im Bundestag Ÿber gemein-
same Strategien zum Hochwasser-
schutz Ñ denn Wasser kennt keine
Grenzen!

Die Entsorgungspraxis des Kalikon-
zerns K+S, der ein Werk in Unterbreiz-
bach in ThŸringen betreibt, ist seit Jah-
ren ein wichtiges Thema unserer Frak-
tion. Salzhaltige AbwŠsser werden dort
in FlŸsse und in den Boden geleitet, fe-
ste AbfŠlle landen auf riesigen Halden.
Zugleich fordert eine EuropŠische Was-
serrahmenrichtlinie ab spŠtestens
2027 gute WasserqualitŠt fŸr alle FlŸs-
se und Grundwasserformationen. Un-
sere Fraktion macht sich dafŸr stark,
dass keine neuen Versenkungen mehr
zugelassen werden. Altlasten bereiten
den Menschen in ThŸringen weiter Sor-
gen. Nachdem 2013 die auch von uns

Ministerium
bereits ange-
halten, her-
ausgegebene
NachrŸstbe-
scheide au§er
Vollzug zu
setzen.

Konsequen-
ter Hochwas-
serschutz ist
eine Maxime
unserer Poli-
tik. Weil sich
Natur nicht
Ÿber l i s t en
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kritisierte Entscheidung getroffen wor-
den war, die Verantwortung fŸr die Sa-
nierung von Altlasten auf die Landkrei-
se zu Ÿbertragen, ist eine RŸckfŸhrung
der ZustŠndigkeit auf die Landesebene
leider noch nicht gelungen. 

Im Unternehmen K+S gibt es Gru-
benbereiche, in denen weiter Salz ab-
gebaut wird, aber auch lŠngst stillge-
legte, von denen Risiken durch Altla-
sten ausgehen. Daraus erwachsen sich
ãEwigkeitskostenÒ in mehrstelliger Mil-
lionenhšhe, fŸr die der Freistaat ThŸ-
ringen seit Jahren alleine zahlt. Weil
das nicht gerecht ist, fordern wir die fi-
nanzielle Beteiligung des Bundes an
den Kosten. Ein  dazu von uns mitge-
tragener Beschluss des Landtages
wurde im Februar 2015 noch einmal
erneuert.

Das umweltschŠdliche Fracking ist
auch in ThŸringen ein Thema, da be-
reits interessierte Unternehmen ange-
klopft haben. Zum GlŸck zog die Firma
BNK Deutschland ihre ErkundungsplŠ-
ne zurŸck. Doch der Gesetzentwurf
des Bundesumweltministeriums, der
Fracking ãzu ErkundungszweckenÒ
oder ab 3.000 Meter Tiefe ermšglichen
will, beweist, dass weitere Aufmerk-
samkeit geboten ist. Wir sagen: Frak-
king muss verboten werden!              



ThŸringer Nachbarrecht
wird modernisiert

AnlŠsslich des Internationalen
Tages der Menschen mit Behinde-
rung am 3. Dezember hatte die be-
hindertenpolitische Sprecherin der
Linksfraktion, Karola Stange, er-
klŠrt: ãFŸr 2016 hat sich die Politik
eine Vielzahl anspruchsvoller The-
men vorgenommen. Ich erinnere
an das im rot-rot-grŸnen Koaliti-
onsvertrag formulierte Verspre-
chen, dass der Ma§nahmeplan zur
Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention konsequent um-
gesetzt, aber vor allem auch ge-
meinsam mit Vereinen und Ver-
bŠnden nochmals novelliert wird.
Des Weiteren werde ich mich 2016
mit aller Kraft fŸr die Novellierung
des ThŸringer Behindertengleich-
stellungsgesetzes stark machen.
Dies kann nur gelingen, wenn Ver-
eine und VerbŠnde in die Erarbei-
tung zeitnah mit einbezogen wer-
den.Ò Von der folgenden Beratung
mit den Partnern des Au§erparla-
mentarischen BŸndnisses zur Um-
setzung der Behindertenrechts-
konvention erho! te sich die Abge-
ordnete eine Vielzahl neuer Anre-
gungen fŸr die Arbeit im Land.

Zur fŸr Januar von der Landesre-
gierung angekŸndigten Berufung
des neuen Landesbehindertenbe-
auftragten Joachim Leibiger sagte
die Abgeordnete: ãDamit haben
die ThŸringer Menschen mit Behin-
derungen einen weiteren An-
sprechpartner in eigener Angele-
genheit.Ò                                      

KURZ UND PR€GNANT
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fen, Konßikte im Alltag wŠren vorpro-
grammiert Ð soll es auch inhaltliche
Weiterentwicklungen geben. 

Ein Schwerpunkt sind Regelungen,
wie bei benachbarten GrundstŸcken
und GebŠuden mit der Frage der WŠr-
medŠmmung umgegangen werden
soll, wenn damit AbstandsßŠchen ãun-
ter die RŠder kommenÒ oder es wegen
eines zu geringen Abstandes zwischen
GebŠuden zum Konßikt kommen kann.

Das kšnnte dann akut werden, wenn
der Abstand nicht ausreicht, um beide
GebŠude mit optimaler WŠrmedŠm-
mung nachzurŸsten. Nach derzeitiger
umstrittener Rechtslage kann der
Nachbar seine Zustimmung verwei-
gern, besonders wenn die DŠmmung
die GrundstŸcksgrenze Ÿberschreiten
sollte. Hier soll es Neuregelungen ge-
ben, die dem Nachbarn - in zumutba-
ren Grenzen - auferlegen, grenzŸber-
schreitende WŠrmedŠmmungen zu
dulden, damit auch die škologischen
Interessen zum Zuge kommen. 

ãDass die energetische WŠrmedŠm-
mung von GebŠuden nicht nur dem
einzelnen GrundstŸckseigentŸmer,
sondern letztlich dem Allgemeinwohl
dient, liegt auf der Hand. Energiespar-
ma§nahmen und nachhaltige Energie-
nutzung sind Bestandteil des gesell-
schaftspolitischen Konzepts der Ener-
giewende und diese beginnt im Klei-
nen, im eigenen GrundstŸck, und sie
endet eben nicht an der GrundstŸcks-
grenzeÒ, so Dr. Iris Martin-Gehl, rechts-
politische Sprecherin der LINKE-Frakti-
on in der Landtagsdebatte. 

Zurzeit lŠuft eine Anhšrung von
Organisationen und Fachleuten

Dies macht auch deutlich: rechtliche
Regelungen sind gesellschaftspoliti-
sche Gestaltungsinstrumente Ð auch
fŸr das Zusammenleben im Alltag.
Und: Solchen gesellschaftlichen Ent-
wicklungen muss die Ausgestaltung
von gesetzlichen Regelungen Rech-
nung tragen - nur dann taugen die Vor-
schriften auch zur KlŠrung von unter-
schiedlichen Interessenlagen der Be-
teiligten bzw. Nachbarn. 

Zurzeit lŠuft eine Anhšrung von Or-
ganisationen und Fachleuten zum Ge-
setzentwurf Ð vom Oberverwaltungs-
gericht bis zur Handwerkskammer. Die
Ausschussmehrheit von Rot-Rot-GrŸn
mšchte die Anhšrung mit der gebote-
nen Ernsthaftigkeit und Sorgfalt aus-
werten. Daher wird die Beratung zu
den Neuregelungen voraussichtlich
noch Ÿber den Jahreswechsel dauern.

Um dennoch rechtzeitig die von Be-
ginn an nicht sinnvolle Befristung des
geltenden Nachbarrechtsgesetzes auf-
heben zu kšnnen, wird jetzt im Landtag
auf jeden Fall Ÿber die Entfristung ab-
gestimmt. Die inhaltlichen Neuerun-
gen werden dann aller Wahrscheinlich-
keit nach im ersten Quartal 2016 in
Kraft treten. 

Sandra Steck

Nicht nur das vor Jahren populŠre
und sehr ironische Lied vom Ma-
schendrahtzaun zeigt : FŸr das ge-
deihliche Zusammenleben zwi-
schen Nachbarn sind (manchmal) Ð
gerade wenn die Beteiligten selbst
keinen vernŸnftigen Ausweg aus
Konßikten Þnden Ð Mechanismen
zur Konßiktlšsung notwendig. Das
Nachbarrecht stellt solche Regelun-
gen zum Ausgleich widerstreiten-
der Interessen bereit. 

Ziel ist es, dass es zwischen Nach-
barn gar nicht erst zum Streit kommt.
Als Beispiel seien hier die BŠume auf
dem einen GrundstŸck und deren Laub
auf dem anderen GrundstŸck genannt.

Nachbarrecht ist LŠndersache. Auch
in ThŸringen gibt es ein eigenes Nach-
barrechtsgesetz, in dem es um AbstŠn-
de von BŠumen zur Grenze, um das
†berbauen von GrundstŸcksgrenzen,
aber auch um das sogenannte ãHam-
merschlag- und LeiterrechtÒ geht. Hin-
ter dem letztgenannten Begri! spaar
verbergen sich Regelungen zur Frage,
wie ein Nachbar ein GrundstŸck ãmit-
benutzenÒ darf, um an seinem Grund-
stŸck und/ oder Haus Bauarbeiten u.Š.

FŸr Novell ierung des
Behindertengesetzes

durchfŸhren zu kšnnen. Mit der Be-
hauptung der ãEntbŸrokratisierungÒ
von Gesetzen und mit dem angebli-
chen Ziel der ãnotwendigen Deregulie-
rungÒ war von der damaligen CDU-
Mehrheit neben anderen Gesetzen
auch das Nachbarrechtsgesetz befri-
stet worden. 

Die PDS bzw. LINKE hat dieses Vor-
gehen grundsŠtzlich kritisiert, denn ei-
ne Befristung macht dann Sinn, wenn
auch das Regelungsthema des Geset-
zes nur eine bestimmte Zeit aktuell
bleibt. FŸr ãDauerthemenÒ wie das
Nachbarrecht ist eine Befristung nicht
sinnvoll. Man braucht sie auch nicht,
um das Gesetz weiterentwickeln zu
kšnnen. Der Landtag als Gesetzgeber
darf immer handeln Ð vor allem, wenn
er Nachbesserungsbedarf sieht.

Thema WŠrmedŠmmung

Die Landesregierung hat dem Land-
tag €nderungsvorschlŠge zum Nach-
barrecht vorgelegt, die zur weiteren
Bearbeitung in den Justizausschuss
Ÿberwiesen wurden. Neben der not-
wendigen Entfristung Ð das Gesetz
wŸrde zum 31.12.15 ersatzlos auslau-

ãDas Vorgehen der Stadt Jena im
Kita-Streik wŠre, wenn es sich so
bewahrheitet, ein erneuter Angri!
auf Artikel 9, Absatz 3 des Grund-
gesetzes (Streikrecht) und o! en-
bart ein VerstŠndnis von Grund-
rechten, welches bestenfalls an die
Kaiserzeit erinnert. An OberbŸrger-
meister Dr. Schršter appelliere ich:
Besinnen Sie sich ihrer sozialde-
mokratischen Wurzeln und verhal-
ten sie sich als Dienstherr zumin-
dest neutral, wenn sie sich als So-
zialdemokrat schon nicht solida-
risch zeigen kšnnen!Ò, erklŠrte
MdL Torsten Wolf mit Blick auf das
Klageverfahren der Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft ThŸ-
ringen (GEW) gegen die Stadt Jena.
Bereits im Kita-Streik 2009 wollte
die Stadt Jena mit einer einstweili-
gen VerfŸgung gegen den legiti-
men Streik vorgehen. Die Stadt
Gotha scheiterte mit dem gleichen
Ansinnen folgerichtig vor Gericht.
Im Streik der kommunalen Erziehe-
rInnen 2015 solidarisierten sich
nicht nur sehr viele BŸrgerInnen
mit den Streikenden, sondern ne-
ben Torsten Wolf auch die Eltern-
sprecher der Stadt.                      

Vol le UnterstŸtzung
der Klage der GEW

Gesetzentwurf der Landesregierung wird derzeit im ThŸringer Landtag beraten 

Kommunikation mit Gehšrlosen

Zu einem Tre! en des Arbeitskreises Arbeit und Soziales der Landtagsfraktion
DIE LINKE und des Landeverbandes der Gehšrlosen in ThŸringen e.V. hatte Karola
Stange, behindertenpolitische Sprecherin der Fraktion, im November eingeladen.
Die Hauptthemen des Informationsaustausches, an dem auch Jšrg Kubitzki, ge-
sundheitspolitischer Sprecher, teilgenommen hatte, waren Kommunikationsmšg-
lichkeiten fŸr gehšrlose Menschen im Alter, die EinfŸhrung der Deutschen GebŠr-
densprache als Wahlpßichtfach und die EinfŸhrung eines Gehšrlosengeldes als
Nachteilsausgleich in ThŸringen. 

Erika Beyer, 1. Landesvorsitzende des Gehšrlosenverbandes, machte, auch im
Hinblick auf die immer Šlter werdende Gesellschaft, deutlich, wie wichtig der rich-
tige Umgang und die Kommunikation mit gehšrlosen Menschen in Pßegeheimen
und der  ambulante Pßege sind. Sowohl der Kontakt zu anderen Gehšrlosen als
auch die  Sensibilisierung hinsichtlich der VerstŠndigung der Pßegerinnen und Pße-
ger mit den PßegebedŸrftigen stellen oftmals eine Herausforderung dar. Eine Ver-
tiefung dieser Themen im Arbeitskreis und das Aufzeigen von Lšsungsmšglichkei-
ten wurden vereinbart. Zudem informierte Karola Stange Ÿber den aktuellen Stand
zum Gehšrlosengeld, worŸber momentan in den Koalitionsfraktionen diskutiert
wird.  Eine weitere politische UnterstŸtzung wurde der Vorsitzenden und den Mit-
gliedern des Gehšrlosenverbandes von Seiten der Linksfraktion zugesichert.   

Cordula Eger
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Relativierung 
und Verhšhnung
NACHGEFRAGT bei Katharina König zum NSU-Prozess

neonazistischen Tradition: immer
dann, wenn Neonazis Verantwortung
für ihre Taten übernehmen sollen, ge-
rieren sie sich selbst als Opfer – wahl-
weise des Staates, der Linken, der Aus-
länder. Zschäpes „Aussage“ war der
klassische Versuch, die Szene zu ret-
ten, den Kameraden treu zu bleiben
und weiter der neonazistischen Ideolo-

„Relativierung und Verhöhnung
statt Aufklärung“, so lautet zusam-
mengefasst Deine Einschätzung der
„Aussage“ der Angeklagten Beate
Zschäpe im NSU-Prozess am Ober-
landesgericht München.

Die im Namen von Zschäpe verlese-
ne „Aussage“ entsprach dem, was zu
erwarten war. Zschäpe stellte sich als
unwissende Mitbewohnerin dar, die
angeblich nie an der Vorbereitung von
Anschlägen und Überfällen beteiligt
war, sondern immer erst im Nachhin-
ein davon erfahren habe. Sie weigerte
sich, über andere Angeklagte und wei-
tere Unterstützer zu reden, wollte dem
Gericht nur schriftlich antworten und
hatte angekündigt, auf Fragen von Ne-
benklägern und Bundesanwaltschaft
nicht eingehen zu wollen. 

Das alles belegt doch nur, dass ihr
nicht an Aufklärung gelegen ist, son-
dern darum geht, eine erwartbare lan-
ge Haftstrafe zu mildern.

Und es steht in keinem Verhältnis
zum Leid der Angehörigen der Op-
fer!?

Nicht nur, dass die gesamte Aussage
eine einzige Ausrede und ein hilfloser
Versuch war, sich irgendwie zu retten,
Zschäpe stilisiert sich auch noch als
das eigentliche Opfer und verhöhnt da-
mit die zehn ermordeten Menschen
und ihre Angehörigen, die das insze-
nierte Schauspiel mit ansehen muss-
ten. Damit folgt Zschäpe einer langen

hindern konnte. Und wenn Zschäpe im
selben Atemzug behauptet, erst nach
den Morden in unterschiedlichen Zeit-
abständen informiert worden zu sein,
dann muss man ihr doch – nimmt man
diese fragwürdige Version an – entge-
genhalten: warum ist sie nicht zur Poli-
zei gegangen, warum hat sie weiteres
Morden nicht verhindert. 

Das einzig Verwertbare aus der
„Aussage“ ist, dass sie diversen Ver-
schwörungstheorien nun die Grundla-
ge entzieht. Von der Angeklagten kein
Wort von Reue und eine unglaubwürdi-
ge Entschuldigung am Ende. Den Op-
ferangehörigen gilt mein Mitgefühl.

Welche Konsequenzen siehst Du
auch, auch als Obfrau der Linksfrak-
tion im NSU-Untersuchungsaus-
schuss des Landtags?

Beate Zschäpe hat die theoretische
Chance gehabt, Antworten auf die
wichtigen Fragen zu geben. Sie hat ihre
Chance verstreichen lassen. Umso
notwendiger ist es, über die Untersu-
chungsausschüsse das Netzwerk des
NSU-Kerntrios sowie viele offene Fra-
gen zum Wissen von Geheimdiensten
aufzuarbeiten und somit zu versuchen,
den Opferangehörigen Antworten auf
ihre Fragen zu geben.
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Erneut hat der thüringische AfD-
Landes- und Fraktionsvorsitzende
Björn Höcke mit Anleihen an völki-
sche Rhetorik für einen Eklat ge-
sorgt. In einem Vortrag beim rech-
ten „Institut für Staatspolitik“ po-
stulierte er zwei verschiedene
Menschentypen, indem er biologi-
sche Theorien über unterschiedli-
che Fortpflanzungsstrategien von
Lebewesen auf den Menschen
übertrug: „Die Evolution hat Afrika
und Europa, vereinfacht gesagt,
zwei unterschiedliche Reprodukti-
onsstrategien beschert“, so Hök-
ke, der vor einem „lebensbejahen-
den afrikanischen Ausbreitungs-
typ“ warnte. Europa müsse seine
Grenzen sichern, als Schutz vor
dem „Bevölkerungsüberschuss
Afrikas“, und um zu erreichen,
dass afrikanische Staaten zu einer
„ökologisch nachhaltigen Bevölke-
rungspolitik“ finden. Kritiker war-
fen Höcke daraufhin Rassismus
vor, Landtagspräsident Christian
Carius (CDU) nannte ihn einen
Rechtsextremisten.

Beides zu Recht, wie eine kurze
Analyse zeigt. Der in Tunis gebore-
ne französische Soziologe Albert
Memmi definiert Rassismus weit-
hin anerkannt als „die verallgemei-
nerte und verabsolutierte Wertung
tatsächlicher oder fiktiver Unter-
schiede zum Nutzen des Anklägers
und zum Schaden seines Opfers,
mit der seine Privilegien oder seine
Aggressionen gerechtfertigt wer-
den sollen“. Die biologische Unter-
scheidung verschiedener „Men-
schenrassen“ stammt aus der an-
thropologischen Forschung des
18./19. Jahrhunderts, wie der Wis-
senschaftshistoriker Uwe Hoßfeld
(Universität Jena) erläutert: Rassis-
mus sei hier wissenschaftlich be-
gründet worden, um beispielswei-
se Hierarchisierungen rechtferti-
gen zu können. 

In Hitlers „Mein Kampf“ und spä-
ter in der Ideologie der NSDAP
spielten – Ergebnis einer eklekti-
schen Verarbeitung von Sozialdar-
winismus, biologischem Rassis-
mus, Antisemitismus und okkulti-
stischen Phantastereien – Thesen
von höheren und niederen Rassen,
die miteinander im Kampf liegen,
sowie Warnungen vor „Rassenmi-
schung“ eine wichtige Rolle. Sie
kulminierten in Holocaust und ras-
senideologischem Vernichtungs-
krieg. Nach dem Ende des Faschis-
mus waren biologische Rassen-
theorien verständlicherweise dis-
kreditiert, es fand indes, wie der
Politologe Christoph Butterwegge
schreibt, eine Metamorphose vom
biologischen zum  Kulturrassismus
(„Ethnopluralismus“) statt. Höcke
geht in seinen Vortrag jedoch gera-
dezu idealtypisch zum biologi-
schen Rassismus, wie er auch für
Hitler und die NSDAP kennzeich-
nend war, zurück.

Stefan Wogawa 

Hšckes Rassismus

gie zu folgen. Ich möchte auch daran
erinnern, dass sie bereits in den 90er
Jahren in Jena eine der aktiven Neona-
zi-Frauen war, eigenständig und ideolo-
gisch gefestigt. Und sie hat auch selbst
zugeschlagen.

Was hältst Du von Zschäpes „mo-
ralischem Schuldeingeständnis“?

Es ist der Gipfel an Heuchelei, dass
sie angab, sie fühle sich moralisch
schuldig, weil sie die Morde nicht ver-

Landolf Scherzer, von dem niemand,
der ihn kennt, wirklich glaubt, dass er
im April 74 geworden ist, hat ein neues
Buch veröffentlicht. „Scherzers Repor-
tagen über den ,Ersten‘ und den ,Zwei-
ten‘ sind legendär“, heißt es beim Auf-
bau Verlag einleitend zum neuen Werk
des Schriftstellers aus Dietzhausen.
Für das 1988 erschienene und seiner-
zeit unerhörte Buch über den 1. SED-
Kreissekretär Hans-Dieter Fritschler –
sozusagen „Glasnost“ zwischen Buch-
deckeln – gilt das uneingeschränkt. An
den CDU-Landrat Stefan Baldus, über
den Scherzer 1992 schrieb, erinnert
sich heute aber wohl kaum jemand
(höchstens daran, dass der als Innen-
staatssekretär wegen einer nächtli-
chen Geburtstagsfeier derart wütete,
dass die Polizei anrücken musste).

Für Landolf Scherzer ist es Aufgabe
der Reportage, dass „sie Wirklichkeit
beschreibt“. Seine Stärke sei dabei, so
hat die TLZ vor einigen Jahren ge-
schrieben, „der genaue Blick fürs De-
tail“. Er selbst betont in einem Inter-
view, er habe „in beiden Büchern fast
alles aufgeschrieben, was ich erlebt
habe“. Sein neues Buch heißt „Der Ro-
te“. Das ist – natürlich – Bodo Rame-
low, der erste Ministerpräsident der
Linkspartei. Beide kennen sich seit
mehr als zwei Jahrzehnten (Stichwort:
Bischofferode). Doch Ramelows Amt

fordert Tribut. „Meine Hoffnung, den
Ministerpräsidenten mindestens 7 Ta-
ge von früh bis spät begleiten zu kön-
nen, erweist sich als frommer
Wunsch“, merkt Scherzer an. 

Dennoch beweist er sich wieder als
großer Stilist, als kluger Beobachter
mit Blick für Wesentliche. Auch bei ei-
nem Friseurtermin des Ministerpräsi-
denten – der Friseurmeister selbst be-
tont, wie ein Arzt der Schweigepflicht
zu unterliegen – erfährt der Schriftstel-
ler etwas. Er (Ramelow) „würde jede
Ecke von Thüringen  kennen, denn
nach der Wende war er als Gewerk-
schafter überall unterwegs“. Scherzer
wundert sich denn auch über Bodo Ra-
melows „phänomenales Gedächtnis“.
Inzwischen soll Bodo Ramelow aller-
dings intern zugegeben haben, zwei
Dörfer noch nicht zu kennen… 

Er wolle nicht kommentieren, wie
Bodo Ramelow sei, hat Landolf Scher-
zer in einem Interview mit der Thürin-
ger Allgemeinen gesagt. Jeder könne
über das Aufgeschriebene selbst urtei-
len. Dazu soll hier ausdrücklich moti-
viert werden. Einige Rezensionen sind
erschienen. Eher prätentiös geht es in
der Süddeutschen Zeitung zu: „Landolf
Scherzer wollte ein Buch über die Re-
volution und ihren Anführer schreiben,
und dass ihm beides nicht gelungen
ist, darf man durchaus als gute Nach-

richt begreifen.“ Scherzer konfrontiere
seine Gesprächspartner „von seinem
linken Standpunkt mit unbequemen
und teils launischen Fragen“, schätzt
die TLZ ein.           Stefan Wogawa

Landolf Scherzer: Der Rote. Macht
und Ohnmacht des Regierens, Aufbau
Verlag Berlin 2015, 363 Seiten, ISBN
978-3-351-03621-8, 19,95 EUR 

Kluger Beobachter : Landolf Scherzer hat ãDer RoteÒ veršffentl icht



sein, aber immer auf Augenhöhe und
stets konstruktiv. Dort, wo Beteili-
gungsrechte verletzt werden, setze ich
mich für eine nachhaltige Sanktion ge-
gen die Arbeitgeber ein. In der Ent-
wicklung der Betriebsverfassung gibt
es noch viel Luft nach oben. Das muss
man dem Bundesgesetzgeber immer
und immer wieder sagen. Insoweit
danke ich Sandro Witt, dem stellvertre-
tenden DGB-Bezirksvorsitzenden Hes-
sen-Thüringen, für seine klaren Worte,
die er in seinem Grußwort an den Bun-
desgesetzgeber adressiert hat“.

Die arbeitspolitische Sprecherin
der Linksfraktion, Ina Leukefeld, die
an der Konferenz teilgenommen
hatte, sagte: 

„Mit Freude habe ich zur Kenntnis
nehmen können, dass es einen Auf-
bruch in Sachen Mitbestimmung und
gewerkschaftlicher Interessenvertre-
tung in Thüringen gibt. Eine zwar noch
geringe, aber wachsende Anzahl von
Betriebsräten und ein Generations-
wechsel der Akteure tragen dazu bei,
das Ende der Bescheidenheit einzuläu-
ten. Wir leben in Thüringen aufgrund
eines stabilen Arbeitsmarktes in einer
Vollerwerbsgesellschaft, die aber noch
immer prekär organisiert ist. 

Deshalb bleibt die Forderung nach
Guter Arbeit, nach einer Begrenzung
von Leiharbeit und Werkverträgen,
nach einem Ende sachgrundloser Be-
fristungen und ungewollter Teilzeit ein
wichtiges Thema der LINKEN. Im Übri-
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Keine Jahresbilanz, dafür zwei
Themen aus dem letzten Monat:

Bei der Stadtratssitzung in Blan-
kenhain verteilte der Bürgermeister
das Papier einer „Arbeitsgemein-
schaft Selbstverwaltung“. Die ist
gegen das Leitbild „Zukunftsfähi-
ges Thüringen“ der Landesregie-
rung und verteilt Unterschriftenli-
sten. Mehr schlecht als recht „argu-
mentiert“ man mit allerlei apoka-
lyptischen Mutmaßungen, vor al-
lem mit Warnungen vor einem an-
geblichen Ende der „bürgerlichen
Selbstverwaltung“, ja einem, so die
emsigen Wortakrobaten, „Umpflü-
gen der Demokratie“. Erst auf der
Unterschriftenliste wird dann sozu-
sagen die Katze aus dem Sack ge-
lassen. Unterschriftsleistende be-
fürworten nämlich vor allem „die
Beibehaltung (...) der Verwaltungs-
gemeinschaft“. Die Selbstverwalter
sind – wen wundert es – eine Art
Selbsthilfegruppe der Vorsitzenden
von Verwaltungsgemeinschaften.
Es geht also um Eigeninteressen.

Im Kreistag Weimarer Land bean-
tragte Dr. Wolfgang Prabel  (erst
CDU, dann FDP, jetzt AfD) bei der
Beratung des Kreishaushalts, die
Stelle der Gleichstellungsbeauf-
tragten abzuschaffen. Rache muss
sein, scheiterte die AfD bei der
Bundestagswahl doch auch wegen
der Ablehnung durch Frauen? Eine
große Kreistagsmehrheit lehnte
den offenen Aufruf zum Rechts-
bruch ab: nach Paragraphen 111
und 33 der Kommunalordnung ist
im Kreis deren Bestellung verpflich-
tend. Auch Prabels weitere Anträge
wurden abgelehnt, was  ihn wieder
etwas geerdet haben dürfte. In den
Texten seines an die genormte AfD-
Klientel gerichteten Blogs träumt
der Weltphilosoph aus Mechelroda,
dessen Ingenieurbüro über öffentli-
che Aufträge nicht zu klagen hatte,
schon von der „Revolution“ durch
Pegida und philosophiert über eine
„Lügenpresse“ sowie „Auflösungs-
erscheinungen der bundesrepubli-
kanischen Gesellschaft“.               

Saburre adquireret
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von Stefan Wogawa

Das Jahresletzte„Für eine funktionierende Sozial-
partnerschaft zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern am Wirt-
schaftsstandort Thüringen sind
starke Betriebsräte notwendig, die
auf Augenhöhe mit der Arbeitgeber-
seite verhandeln können“, erklärte
der LINKE Landtagsabgeordnete
Rainer Kräuter anlässlich der 5. Be-
triebs- und Personalrätekonferenz,
die am 3. Dezember in Erfurt statt-
gefunden hatte.

„Echte konstruktive Beziehungen
zwischen Unternehmensführung und
Betriebs- oder Personalrat vermindern
innerbetriebliche Konflikte, fördern In-
novationsprozesse und stehen für hö-
here Produktivität. Das alles sorgt für
gute Arbeitsbedingungen, die wir in
Thüringen benötigen, um für die Be-
schäftigten attraktiv zu sein“, so der
gewerkschaftspolitische Sprecher der
Linksfraktion weiter.

In vielen Gesprächen hat sich der
Abgeordnete vom großen Engagement
der Betriebs- und Personalräte über-
zeugen können. Bei aller positiven Ent-
wicklung dürften jedoch nicht die Au-
gen davor verschlossen werden, dass
„bei weitem noch nicht in allen Betrie-
ben Betriebsräte vorhanden sind und
dort, wo sich diese bilden wollen, teil-
weise massiver Widerstand durch die
Arbeitgeberseite entgegengebracht
wird. Amtsenthebungsverfahren und
Kündigungen gegen Betriebsräte gehö-
ren in die Mottenkiste. Streit muss

Mehr RŸckenwind fŸr
Mitbestimmungsrechte 

Alternative 54 e.V. unterstŸtzt Karateverein Drš§nitz

Über 200 Euro der Alternative 54
e.V., den Zusammenschluss von Abge-
ordneten der Linksfraktion (und früher
der PDS), die seit 1995 einen Teil ihrer
Diäten an soziale, kulturelle und ehren-
amtliche Vereine sowie Jugendprojekte
weitergeben, freut sich der Karatever-
ein Drößnitz. Im südlichsten Ortsteil
von Blankenhain (Weimarer Land) an-
sässig, ist der Verein seit über 20 Jah-
ren in der Region im Breitensport tätig.
In der hoch verschuldeten Gemeinde
will er es vielen Interessierten, ein-

schließlich Hartz IV-Empfängern und
ihren Familien, ermöglichen, sich
sportlich zu betätigen. Deshalb hat
sich der Vorstand für sehr niedrige Mit-
gliedsbeiträge entschieden, der Verein
setzt auf Spender und Sponsoren.

Frank Kuschel, Mitglied der Alterna-
tive 54, hatte sich erneut für eine Un-
terstützung eingesetzt. Sie geht dies-
mal an die Kenko Kempo-Sparte des
Kampfsportvereins. Die von Stefan
Wogawa trainierte Gruppe betreibt  ei-
ne spezielle Stilrichtung, die vor allem

für Späteinsteiger, Ältere und Men-
schen mit gesundheitlichen Einschrän-
kungen geeignet ist. Kenko Kempo (frei
übersetzt „Weg der Faust für die Ge-
sundheit“) verbindet dazu das Training
von Karatetechniken mit Entspan-
nungsübungen aus dem Tai Chi. Der äl-
teste Teilnehmer ist bereits 67! Das er-
fordert besonders gut ausgebildete
Übungsleiter, die sich regelmäßig wei-
terbilden müssen. Frank Kuschel ge-
hört schon seit 2008 zu den Sponso-
ren des Karatevereins Drößnitz.   -wo

gen hat es sich als richtig herausge-
stellt, mit dem Image von Thüringen als
Niedriglohnland aufzuräumen. Dabei
hat die Durchsetzung des Mindestloh-
nes geholfen, aber wir werden nicht
aufgeben, bis er auch für alle Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer sowie
für jede geleistete Stunde Arbeitszeit
gilt und schrittweise auch angehoben
wird. Die LINKE fordert seit langem ei-
ne tarifgebundene Bezahlung und ei-
nen  Mindestlohn nicht unter 10 Euro.

Die Fraktion DIE LINKE im Thüringer
Landtag unterstützt die Bemühungen,
tarifgebundene Unternehmen zu stär-
ken und den Anteil tarifgebundener Be-
schäftigter – das ist weniger als jeder
zweite in Thüringen – zu erhöhen. Jun-
ge Fachkräfte, so wurde wiederholt auf
der Konferenz festgestellt, wollen jetzt
gute Löhne, mit denen es sich gut le-
ben lässt.  Sie sind sich ihrer Fähigkei-
ten durchaus bewusst und fordern von
den Unternehmen angesichts des
Fachkräftebedarfes auch aktives Han-
deln zum Abbau der Lohnunterschiede
zwischen Ost und West. 

Sie sind bereit, für ihre Rechte zu
kämpfen und die LINKE will sie dabei
unterstützen. Insofern bleibt Lohnge-
rechtigkeit ein wichtiges Thema und ist
entscheidend zur Verhinderung künfti-
ger Altersarmut. Allerdings braucht es
dazu engagierte Betriebsräte, hinter
denen auch starke Gewerkschaften
stehen. Wir haben vor, im kommenden
Jahr diesbezüglich eine Initiative im
Thüringer Landtag zu starten.“             


